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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Horst Sielaff, Marianne Klappert, 
Rolf Koitzsch, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/7412 — 


Regelung von Altpachten landwirtschaftlicher Flächen 
im Zusammenhang mit der Garantiemenge-Milch (Milchquotenregelung) 


A. Problem 

Aus der Zulassung der Handelbarkeit von Milchreferenzmengen 
(Milchquoten) ohne gleichzeitige Flächenübertragung sind vor 
allem bei Altpachtverträgen, die vor Einführung der Milchgaran- 
tiemengenregelung im Jahre 1984 geschlossen worden sind, große 
Probleme entstanden, da die Milchquoten zu einem eigentumsglei- 
chen Vermögenswert geworden sind, der wie die anderen Produk- 
tionsfaktoren bezahlt werden muß. 

Unbeabsichtigterweise fließt so immer mehr benötigtes Kapital von 
den aktiv wirtschaftenden Milcherzeugern zu ehemaligen land- 
wirtschaftlichen Betrieben oder zu landwirtschaftsfremden Eigen- 
tümern. 


B. Lösung 

Mit dem vorliegenden — durch einen Änderungsantrag der 
Koalitionsfraktionen modifizierten — Antrag wird die Bundes- 
regierung aufgefordert, den notwendigen Schutz für den aktiven 
Bewirtschafter von Flächen dadurch zu verbessern, daß für den 
Verpächter die Handelbarkeit der Milchquoten aufgehoben wird, 
damit möglichst das Verbleiben der Milchquoten beim Pächter 
bewirkt wird. 
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Ferner soll umfassender geprüft werden, inwieweit die Interessen 
des aktiven Milcherzeugers noch stärker berücksichtigt werden 
können. 

Einstimmige Annahme im Ausschuß bei Abwesenheit der Gruppe 
der PDS/Linke Liste 


C. Alternativen 

Annahme des unveränderten Antrages der Fraktion der SPD. 


D. Kosten 

Keine Angaben der Antragsteller. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Vorlage — Drucksache 12/7412 — unter Berücksichtigung des 
Änderungsantrages auf Ausschuß-Drucksache 12/817 und unter 
Berücksichtigung der im Ausschuß beschlossenen Änderungen 
wie folgt anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird weiter aufgefordert, 

— dafür zu sorgen, daß in den sogenannten Altpachtfällen der 
aktive Milcherzeuger im Rahmen der rechtlichen Vorgaben 
— insbesondere des Urteils des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 11, November 1993 (BVerwG 3 c 37.91), das den bisherigen 
Pächterschutz (5-ha-Sockel) wegen des Verstoßes gegen den 
Gleichheitsgrundsatz und gegen die Eigentumsgarantie des 
Grundgesetzes für verfassungswidrig erklärt hat — , soweit wie 
möglich geschützt wird; 

— zu diesem Zweck beim Auslaufen von Altpachtverträgen ein 
flächenloses Veräußerungsverbot für den auf den Verpächter 
zurückfallenden Quotenanteil — die Hälfte (maximal 
2 500 kg/ha) der anteilig auf der Fläche liegenden Quote — 
einzuführen und darüber hinaus weiterhin alle Möglichkeiten 
zu prüfen und auszuschöpfen, um einen noch verbesserten 
Schutz der aktiven Milcherzeuger zu verwirklichen sowie auf 
nationaler und europäischer Ebene für eine diesen Schutz 
sichernde Änderung der Milchgarantiemengenregelung einzu- 
treten. 


Bonn, den 15. Juni 1994 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Siegfried Hornung Peter Bleser 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Peter Bleser 


1. Beratungsgang 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 228. Sitzung am 
19. Mai 1994 den Antrag — Drucksache 12/7412 — 
beraten und an den Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten überwiesen. 

Der Ausschuß hat den Antrag — Drucksache 12/ 
7412 — in seiner 94. Sitzung am 15. Juni 1994 beraten. 

2. Inhalt der Vorlage 

Die antragstellende Fraktion der SPD fordert die 
Bundesregierung auf, im Interesse einer wettbe- 
werbsfähigen deutschen Landwirtschaft im europäi- 
schen Binnenmarkt darauf hinzuwirken, Regelungen 
für Altpachtfälle zu erlassen, die den aktiven Milch- 
erzeugern eine wirtschaftliche Weiterentwicklung 
erlauben. In einem fairen Interessenausgleich zwi- 
schen Verpächter und Pächter müsse als maßgebli- 
ches Kriterium berücksichtigt werden, ob der Ver- 
pächter selbst die Milcherzeugung nachhaltig auf- 
nimmt oder nicht. 

Die Handelbarkeit der Milchquoten solle für den Ver- 
pächter aufgehoben werden. Dadurch sinke der Anreiz 
für die Veräußerung der Milchquoten, wodurch ein 
Verbleib der Milchquoten beim Pächter erwartet wird. 

3. Beratung im Ausschuß 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat den Antrag — Drucksache 12/7412 — in 
seiner 94. Sitzung am 15. Juni 1994 beraten. 


Die Milchquotenregelung war bereits mehrfach 
Gegenstand der Beratungen im Ausschuß. Alle Frak- 
tionen erzielten Einvernehmen darüber, daß die Alt- 
pachtenregelung neugestaltet werden müsse, um den 
Schutz der aktiven Milcherzeuger zu verbessern. Die 
Koalitionsfraktionen wiesen hinsichtlich der allseits 
gewollten Verbesserung jedoch auf die engen recht- 
lichen Grenzen hin, die durch das Urteil des Bundes- 
verwaltungsgerichts vom 11. November 1993 gesetzt 
worden seien. 

Im Interesse einer wettbewerbsfähigen deutschen 
Landwirtschaft im europäischen Binnenmarkt sei es 
jedoch dringend erforderlich, Regelungen für die 
Altpachtfälle zu erlassen, die den aktiven Milcherzeu- 
gern eine wirtschaftliche Weiterentwicklung er- 
laube. 

Von seiten der Koalitionsfraktionen wurde hervorge- 
hoben, die Neuregelungen in engen Abstimmungen 
mit allen Beteiligten vorzusehen, insbesondere auch 
mit den Ländern. Der Antrag — Drucksache 
12/7412 — genüge nicht dem inzwischen ergangenen 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes, das die Inter- 
essen des Verpächters unter die Eigentumsgarantie 
des Grundgesetzes gestellt habe. 

Die Koalitionsfraktionen legten einen Änderungsan- 
trag auf Ausschuß-Drücksache 12/817 dazu vor, der 
im Ausschuß noch ergänzt und angenommen wurde. 
Der Ausschuß hat dann den vorliegenden Antrag auf 
Drucksache 1 2/741 2 in der so modifizierten — wie aus 
der Beschlußempfehlung ersichtlichen — Form ein- 
vernehmlich angenommen. 


Bonn, den 15. Juni 1994 


Peter Bleser 

Berichterstatter 
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